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TEIL I - BAULEITPLÄMERISCHER TEIL 

1 Räumliche!' Csetarngsfoereädhi

Das Plangebiet befindet sich im  südlichen Bereich der Stadt Heide. Es liegt südlich der Theodor- 

Storm-Straße, nördlich der Gorch-Fock-Straße, westlich des Struckwegs und umfasst das Flurstück 

112/33 und  anteilig das Flurstück 112/31 der Stadt Heide.

Die Größe des Plangeltungsbereichs beträgt ca. 2.886 m 2.

2 Päanungserfordemis / Planuirigsanlass

Die Stadt Heide beabsichtigt zur Deckung  des Wohnraumbedarfs die Schaffung von neuen Wohn­

bauflächen.

Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung  eines 

Allgemeinen Wohngebiets (WA). Das städtebauliche Ziel besteht darin, aufgrund der gut  er­

schlossenen Lage im  Siedlungsgebiet und der bestehenden Nachfrage nach (kleinen) Wohnun ­

gen, eine Bebauung in Form  von Seniorenwohnungen für fünf Wohneinheiten zu  ermöglichen.

Um  die beabsichtigte bauliche Entwicklung  in geordneter und verträglicher Form in die vorhande­

ne städtebauliche Situation einzufügen, ist die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs­

planes notwendig.

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 90 erfolgt nach § 13a BauGB, da 

die Planung siedlungsplanerisch eine Maßnahme  der Innenentwicklung  darstellt. Der vorhaben­

bezogene Bebauungsplan Nr. 90 kann  daher im  beschleunigten Verfahren gemäß  § 13a BauGB 

durchgeführt werden.

Die Voraussetzungen zur Anwendung  des § 13a BauGB liegen vor:

° Das Vorhaben dient der Innenentwicklung.

^ Die Größe der Grundfläche liegt unterhalb der in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannten 

20.000 m 2, die für die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens im  beschleunigten Verfah­

ren nicht überschritten werden dürfen.

° Der Bebauungsplan wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründen, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem  Gesetz über die Umweltverträg­

lichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. Es bestehen keine Anhaltspunkte 

für Beeinträchtigungen von Natura 2000-Gebieten, ebenso wenig  sind bei der Planung Pflich­

ten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen  von schweren Unfällen nach § 50 Satz 

1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.

Es entfällt daher die Pflicht zur Aufstellung eines Umweltberichtes. Die naturschutzrechtlichen Ein­

griffe gelten als bereits vor der Planung erfolgt und sind demnach weder zu bilanzieren noch aus­

zugleichen.

Da der Flächennutzungsplan  der Stadt Heide für den Plangeltungsbereich des vorhabenbezoge­

nen Bebauungsplanes Wohnbauflächen (W) darstellt, ist eine Änderung des Flächennutzungs ­

plans nicht erforderlich.

Der Bauausschuss hat in seiner Sitzung am  14.03.2024 den Aufstellungsbeschluss für den vorha­

benbezogenen Bebauungsplan Nr. 90 gefasst.

ACPLANERGRUPPE
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3 Planungsvoraussetzungen / PlanungsgrurtdSagen

3.1 Landesentwickäungsplan

Die Stadt Heide wird im  Landesentwicklungsplan als Mittelzentrum  dargestellt. Mittelzentren die­

nen der Sicherstellung der regionalen Versorgung, insbesondere für den räumlichen Verflech­

tungsbereich mit  Gütern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfs. Sie sind zudem  regionale 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren sowie in diesen Funktionen  zu stärken und weiterzuentwi ­

ckeln. Zudem  werden als überörtliche Verkehrsinfrastruktur die Anschlussstellen an die Bundes­

autobahn 23 (BAB 23) sowie die mehrgleisige Bahnstrecke gekennzeichnet. Die Bundesstraße 

203 (B 203) quert das Stadtgebiet.

Abb.: Ausschnitt

Landesentwicklungsplan Schleswig- 

Holstein, Fortschreibung 2021

Der Landesentwicklungsplan trifft zudem  Aussagen zur Wohnungsversorgung für alle Teilräume 

des Landes. Hierzu soll eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit  Dauerwohnraum 

unter Berücksichtigung demografischer, sozialer und gesellschaftlicher Veränderungen sicherge­

stellt werden. Der künftige Wohnraumbedarf, insbesondere für kleinere, seniorengerechte sozial­

geförderten sowie bezahlbare Wohnungen,  soll durch geeignete Maßnahmen  Rechnung  getra­

gen werden. Für eine bedarfsgerechte Wohnungsversorgung sollen vorrangig Maßnahmen  der 

Innenentwicklung  durchgeführt werden, dabei sollen kompakte  Siedlungsformen und  eine ange­

messene Bebauungsdichte realisiert werden, möglichst ohne weitere Inanspruchnahme neuer 

Flächen (Kapitel 3.9). Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen  sollen ebenfalls Rechnung 

getragen werden. Nur in möglichst geringem Umfang sollen neue Flächen ausgewiesen werden.

3.2 Regionalplan

Der Regionalplan (2005) für den Planungsraum  IV stellt die Stadt Heide als Mittelzentrum  dar. Hei­

de ist als zentraler Orte Schwerpunkt  der Siediungsentwicklung. Zentrale Orte sollen dieser Ziel­

setzung durch eine vorausschauende Bodenvorratspolitik, durch eine der künftigen Entwicklung  

angepassten Ausweisung  von Wohn-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen sowie durch 

die Bereitstellung entsprechender Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen gerecht werden

Das Piangebiet befindet sich innerhalb des Siedlungszusammenhangs  der Stadt Heide. Die Pla­

nung  des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 90 entspricht demnach den Zielen und  

Grundsätzen des Regionalplans.

AC PLANERGRUPPE
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3.3 Stadt-Umland-Konzept (SUSC) Region Heide, Standort, Innenentwicklung

Die Stadt Heide beabsichtigt neue Wohnbauflächen zur Deckung  des Wohnraumbedarfes auszu­

weisen. Gemeinsam  mit  elf amtsangehörigen Gemeinden des Amtes KLG Heider Umland bildet 

sie die >Region Heide". Alle 12 Kommunen  haben zwischen 2010 und 2012 ein Stadt-Umland- 

Konzept (SUK) erarbeitet. Es bildet die Grundlage der interkommunalen  Zusammenarbeit im  Be­

reich der räumlichen Entwicklung  und der Wirtschaftsförderung in der Region ist. Im Jahr 2020 

wurde das SUK aufgrund der dynamischen Entwicklung  in der Region erstmals fortgeschrieben. 

Im Jahr 2024 wurde es aktualisiert und um  die >Grundlagen zur Ansiedlung von industriellen 

Großvorhaben im  >Energiewende-Cluster" der Region Heide" ergänzt.

Im Rahmen  des SUK wurden in allen SUK-Kommunen  Innenentwicklungspotenziale ermittelt, die 

aktiviert werden und mit  einer ortsangepassten Ausweisung  von Neubauflächenpotenzialen ein­

hergehen sollen.

insbesondere vor dem Hintergrund des zu erwartenden starken Anstiegs des Wohnraumbedarfes 

durch die Neuansiedlung der Batteriezellenfabrik für Elektroautos im  unmittelbaren Umland  von 

Heide ist die Realisierung von neuem  Wohnraum  für die Stadt Heide von hoher Bedeutung. Die 

vorliegende Planung entspricht inhaltlich den definierten Schwerpunkten  der im  Dezember 2020 

paraphierten Fortschreibung des Stadt-Umland-Konzeptes sowie den Zielen der Ergänzung und  

Aktualisierung aus dem  Jahr 2024 für die Region Heide-Umland.

Ein aktueller Ausschnitt der vorhandenen Innenentwicklungspotenziale in Heide ist in der folgen­

den Abbildung dargestellt. Der Ausschnitt stellt das Gebiet als >Innenentwicklungspotenziale" dar. 

Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzun­

gen für die Entwicklung  der Potenzialfläche geschaffen.

Die Stadt Heide beabsichtigt, zur Deckung  des Wohnraumbedarfs nicht nur neue Wohnbauflä­

chen zu schaffen, sondern auch neue Seniorenwohnungen zu entwickeln. Zudem  besteht eine 

sehr gute verkehrliche Anbindung  an die Heider Innenstadt und an das übergeordnete Straßen­

netz.

esma.

Abb.: Innenentwicklungspotenziale Heide, Ergänzung SUK (2024)

AC PLANERGRUPPE
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3.4 Demografisehe Entwicklung

Gemäß  der kleinräumigen  Bevölkerungs- und Haushaltsprognose für den Kreis Dithmarschen bis 

zum  Jahr 2030 (Gertz, Gutsche, Rümenapp, 2018) wird die Anzahl der Haushalte bis zum  Jahr 

2030 gegenüber dem Jahr 2014 im  Mittelzentrum  Heide um  etwa 9,6% (+1.040 Haushalte) an- 

wachsen, in den anderen Teilräumen des Kreises hingegen geht die Anzahl der Haushalte zum 

Teil deutlich zurück.

Starke Zuwächse in der Stadt Heide werden v.a. bei den kleinen Haushalten erwartet (11,8% bzw. 

+ 1.000 Haushalte bei den 1- und 2-Personen-Haushalten). Entgegen der kreisweiten Entwicklung 

mit  zum  Teil deutlichen Rückgängen werden in Heide auch für die 3- und Mehr-Personen-Haushal- 

te noch leichte Zuwächse von 1,7% bzw. +40 Haushalte prognostiziert. Insgesamt lassen sich für 

den Zeitraum 2014-2030 zusätzliche Wohnraumbedarfe für die Kreisstadt Heide von +1.120 WE 

ablesen.

3.5 Flädiemimrtzungspflam

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan  der Stadt Heide werden für das Plangebiet Wohnbau­

flächen dargestellt. Damit  entwickelt sich der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 90 aus dem  

Flächennutzungsplan.

Abb.: Ausschnitt 

Flächennutzungsplan  Heide 

(1975) mit  Kennzeichnung  des 

Plangebiets

3.6 Landschaftsrahmenplan

Der Landschaftsrahmenplan enthält keine Aussagen überden Planungsbereich.

3.7 lancHschaftsplan

Der Landschaftsplan trifft keine Aussagen zum  Plangebiet.

4  Bestandsbeschreibung

Beim  Plangebiet handelt es sich um  eine entlang der Theodor-Storm-Straße bebaute Fläche mit  

rückwärtigen untergenutzten Freiflächen.

AC PLANERGRUPPE
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Angrenzend befindet sich eine mit  Ein- und  Zweifamilienhäusern an der Ost-, Nord- und  Westseite 

und Mehrfamilienhäusern an der Südseite bebaute Wohnsiedlung. Alle Häuser sind zweigeschos­

sig und haben Satteldächer.

Der Stadtteil verfügt über eine direkte Busverbindung (1 Linie) zur Heider Innenstadt. Der Stadtteil 

ist unmittelbar über die Bundesstraße 5 (Richtung Tondern und  Süddänemark) an das übergeord­

nete Straßennetz angebunden.

Abb.:

Bestandsbebauung im  Plangebiet

5 Planerische Konzeption / Städtebauliche Zielsetzung

Der demographische Wandel hat dazu beigetragen, dass mehr und mehr Senioren auf dem  Woh­

nungsmarkt  nach angemessenen Wohnraum  suchen. Mit der Umsetzung  des vorhabenbezoge­

nen Bebauungsplanes Nr. 90 beabsichtigt die Stadt Heide auf diese Nachfrage einzugehen.

Die Planungen sehen ein Konzept nachhaltiger und ortsangemessener Neubebauung mit  urba- 

nem  Charakter vor. Insgesamt sind 5 Wohneinheiten mit  jeweils ca. 75 m 2 geplant.

Alle Wohnungen  sollen barrierearm ausgeführt werden und ein lebenslanges Wohnen in der Ge­

nossenschaft in nachhaltiger Bauweise ermöglichen. Jede Wohneinheit soll über eine nach Süd- 

Westen ausgerichtete Terrasse verfügen.

Auf dem Gelände werden etwa zwei PKW-Stellplätze je Wohneinheit sowie weitere Fahrradstell­

plätze errichtet

Die vorhandenen Bäume  an der rückwärtigen Grundstücksgrenze müssen aufgrund der Nachver­

dichtungsmaßnahme  bzw. der damit  verbundenen Arbeiten beseitigt werden. Das Konzept sieht 

die Neupflanzung von mindestens fünf Bäumen  im  Plangebiet vor. Der darüber hinausgehende 

Baumersatz (21 Bäume) findet außerhalb des Plangebietes statt und wird im  Durchführungsver­

trag gesichert.

6  Wesentliche Inhalte des Durchführungsvertrags

Zwingender Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist der Durchführungsvertrag 

(DV), der zwischen dem  Vorhabenträger und  der Gemeinde vor dem  abschließenden Satzungsbe­

schluss geschlossen wird. Der Durchführungsvertrag bezieht sich auf den Bereich des Vorhaben- 

und Erschließungsplans.

Im Durchführungsvertrag werden über die im  Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen hinaus- 

gehende Regelungen getroffen, die eine fristgemäße Umsetzung  der vorgesehenen Planung und
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die dauerhafte Sicherung der vereinbarten Nutzungen  gewährleisten sollen. Im Durchführungs­

vertrag werden u.a. folgende Inhalte geregelt:

^ Durchführungsverpflichtung

" Vertragsstrafen bei Nichterfüllung 

0 Kompensationsmaßnahmen

c Herstellung der Erschließungsanlagen

" Sicherheitsleistungen 

0 Rechtsnachfolge

7 Begriimduirag des' pJanungsrechtlichen Festsetzungen

7.1 Art des' baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Die Stadt Heide geht davon aus, dass die Zahl der Bevölkerung moderat ansteigen wird (vgl. Kap. 

3.4). Im Fokus stehen dabei Flächen der Innenentwicklung. Um  den sich ändernden Bedarfen 

beim Wohnungsangebot angemessen zu begegnen, verursacht v. a. durch die Alterung der Be­

völkerung und der Tendenz zur Haushaltsverkleinerung, verschiebt sich der Fokus der wohnbauli- 

chen Entwicklung  in Heide u. a. auf die Schaffung von bezahlbaren Wohnungen  im  Geschosswoh­

nungsbau.

Aus diesem Grund ist ein Allgemeines Wohngebiet (WA) geplant.

Allgemein zulässig sind dementsprechend:

0 Wohngebäude,

° die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so­

wie nicht störenden Handwerksbetriebe,

< Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und  gesundheitliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

0 Anlagen für sportliche Zwecke,

« Anlagen für Verwaltungen,

0 Gartenbaubetriebe,

0 Tankstellen.

Die Festsetzungen der zulässigen und nicht zulässigen Nutzungen  weichen vom  Nutzungskatalog 

der BauNVO für allgemeine Wohngebiete ab. Ziel ist es hierbei, einen auf die speziellen Eigenhei­

ten des geplanten Wohngebiets abgestimmten  Nutzungskatalog vorzugeben.

Anlagen für sportliche Zwecke werden aufgrund der unzureichenden Größe des Grundstücks und  

ihres Störungspotenzials für unzulässig erklärt. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Garten­

baubetriebe, Tankstellen und Anlagen für Verwaltungen werden ebenfalls ausgeschlossen, da sie 

sich von ihrem Charakter, ihrem Platzbedarf und ihrem Störungsgrad her nicht in das geplante 

Wohngebiet einfügen.

���������	�����
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1.2 Maß  dei' baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ)

Im Allgemeinen Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. Damit  wird 

der (obere) Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete (WA) gern. § 17 BauNVO erreicht. 

Das erscheint aufgrund der städtischen Lage mit  der sehr guten  verkehrlichen Anbindung  (Nähe 

zur Bundesstraße 203, Bushaltestelle unmittelbar am  Wohnquartier) angemessen. Die festgesetzte 

GRZ orientiert sich an der umliegenden  Bebauung.

Gemäß  § 19 Absatz 4 BauNVO kann  die zulässige Grundfläche durch die Grundfläche von Gara­

gen und  Stellplätzen mit  ihren Zufahrten und Nebenanlagen um  bis zu  50% überschritten werden.

Anzahl der Geschosse / Höhe baulicher Anlagen / Höhenbezugsebene

Die bauliche Höhenentwicklung  ist im  Bebauungsplan über die Festsetzung der Anzahl der Ge­

schosse in Verbindung mit  einer festgesetzten maximalen  Firsthöhe geregelt. Das Geländeniveau 

des Allgemeinen Wohngebiets liegt in gleicher Höhe wie die angrenzenden Straßen, die als Be­

zugshöhe dient. Aufgrund der festgesetzten Gebäudehöhe wird die geplante Bebauung die be­

stehende Bebauung nicht übersteigen und  sich in das Ortsbild entlang der Theodor-Storm-Straße 

einfügen. Die neue rückwärtige Bebauung ist deutlich niedriger und  fügt sich ebenfalls in das Er­

scheinungsbild ein. Die maximal  zulässige Gebäudehöhe darf durch untergeordnete Bauteile (z.B. 

technische Aufbauten, Photovoltaikanlagen, Solaranlagen) um  bis zu 1 m  überschritten werden.

7.3 Bauweise

Offene Bauweise

Es wird eine offene Bauweise festgesetzt, hier sind die Gebäude mit  seitlichem Grenzabstand und 

einer maximalen  Gebäudelänge von 50 Metern zulässig, die durch die festgesetzten überbauba­

ren Flächen nicht erreicht werden. Damit  orientiert sich die zukünftige Bebauung an der vorhan­

denen Bebauungsstruktur der Umgebung.

Überbaubare Grundstücksflächen

Mit  den Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen definiert. Die Festsetzung er­

folgt baukörperorientiert und  ermöglicht gleichzeitig geringfügige Anpassungen.

7.4 Nebenanlageo, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

Zur besseren gestalterischen Steuerung der Grundstücksflächen sind Stellplätze, Garagen und 

Carports nur innerhalb der überbaubaren Flächen und in den zeichnerisch festgesetzten Berei­

chen zulässig. Wege, Kinderspielplätze, Gemeinschaftsanlagen sowie Standplätze für Abfallbehäl­

tersind auch außerhalb der überbaubaren Flächen und den zeichnerisch festgesetzten Bereichen 

zulässig.

8 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen

Mit  den grünordnerischen Festsetzungen werden Maßnahmen  zur Vermeidung von Beeinträchti­

gungen  der Schutzgüter sowie zur Minimierung  des Eingriffs beachtet und  verbindlich festgesetzt.

8.1 Neupflanzung von Bäumen

Für den Verlust der vorhandenen Bäume  sind im  Plangebiet mind. 5 heimische, standortgerechte 

Solitärbäume oder Obstbäume (Hochstamm, dreimal verpflanzt (3 x v.), 14-16 cm  Stammumfang)  

zu pflanzen und  arttypisch dauerhaft zu unterhalten.
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§.2 Versickerung

Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb der jeweiligen Grundstü­

cke selbst zu  versickern.

Stellplatzflächen, Fahrradstellplätze und Fußwege  sind mit  versickerungsfähigem Pflaster zu be­

festigen.

Um  die Auswirkungen  der geplanten Bebauung auf den Grundwasserhaushalt zu minimieren,  

sollte die Gestaltung der Außenanlagen auf eine möglichst versickerungs- und  verdunstungswirk­

same Funktion  der Flächenbefestigungen und der Bepflanzungen ausgerichtet werden. Durch 

geringe Maßnahmen  bei der Geländemodellierung und mit  zusätzlichen Bepflanzungen können  

die Versickerungsanteile reduziert und  die Verdunstungsanteile erhöht werden.

8.3 Veirmeädursg von Lichtemissioneirj

Gemäß  § 41a BNatSchG sind Tiere und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen  von Beleuchtun­

gen zu schützen. Aus diesem Grund werden Regelungen getroffen, die eine insekten- und damit  

auch fledermausfreundliche Beleuchtung im  Plangebiet sicherstellt und die Beeinträchtigungen 

durch Lichtverschmutzung minimiert.

Nicht zwingend erforderliche Lichteinträge in die Maßnahmenflächen und Gehölzflächen sind 

zwingend  zu  vermeiden.

8.4 Aussehiuss von Schottergärtem und Steinbeeten

Es wird vor dem Hintergrund der Aussagen des § 1 Abs. 5 BauGB durch Festsetzung im  Bebau­

ungsplan die Anlage von Schotter- und Steinbeeten und die damit  verbundene Verwendung von 

Gartenfolien ausgeschlossen. Entsprechend gestaltete Flächen bieten keinen Lebensraum für Tie­

re und Pflanzen, unterbinden das Bodenleben und beeinträchtigen die Versickerungsfähigkeit des 

Bodens. Sie stehen im  Gegensatz zu dem  Ziel, den Klimaschutz zu fördern und sind daher nicht 

mit  dem  Wohl der Allgemeinheit vereinbar.

9 Gestalterische Festsetzungen

Aufgrund des Vorhabenbezugs werden die gestalterischen Festsetzungen auf ein Mindestmaß  

begrenzt und beziehen sich lediglich auf die Dächer und  die Fassadengestaltung.

9.1 Dächer

Die Festsetzung zu den Dächern orientiert sich überwiegend an der umgebenden  Bebauung.

Im gesamten Geltungsbereich sind für die Hauptbaukörper nur geneigte Dächer mit  einer Dach­

neigung  von mehr als 25° Dachziegel und Dachsteine in den Farbgebungen Anthrazit, Rot, Braun 

oder Gründächer zulässig.

Die Dächer haben einen entscheidenden Einfluss auf das Erscheinungsbild des neuen Quartiers. 

Durch die getroffenen Festsetzungen zu Dachformen und den maximal  zulässigen Neigungswin ­

keln wird eine homogene Einpassung des Vorhabens in die örtlich vorhandene Dachlandschaft 

ermöglicht.

Anlagen zur Energiegewinnung (z.B. Photovoltaikanlagen, Solarthermie) sind im  gesamten Plan­

geltungsbereich auf allen Dächern zulässig.

11
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9.2 Fassaden

Um  einen möglichst verträglichen Gesamteindruck des Quartiers zu gewährleisten und zugleich 

genügend Spielraum für die individuelle Ausgestaltung durch die Objektplaner zu lassen, sind für 

die Außenwände  der baulichen Hauptanlagen (Hauptgebäude) nur bestimmte  Fassadenmateriali­

en und Farbgebungen vorgesehen.

Im gesamten Geltungsbereich sind die Außenfassaden von Hauptgebäuden nur mit  rotem Ver­

blender zulässig, ab dem  ersten Obergeschoss sind auch Putz, Holz und Plattenwerkstoffe zuläs­

sig.

10 Erschließung, Verkehr

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die unmittelbar angrenzende Theodor-Storm-Stra­

ße. Die Zufahrt zur oberirdischen Stellplatzanlage sowie die Feuerwehrzufahrt wird im  nördlichen 

Bereich des Wohngebiets realisiert, während im  nördlichen Teil auch eine fußläufige Erschließung 

vorgesehen ist.

11 Ver- und  Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung ist über das bestehende Leitungsnetz gesichert. Anschlüsse zur 

Schmutz-  und Regenwasserbeseitigung müssen neu  geschaffen werden. Alle weiteren Anschlüsse 

bestehen bereits.

11.1 Frischwasserversorgung

Die Versorgung mit  Wasser wird durch Anschluss an das bestehende Versorgungsnetz der Stadt­

werke Heide GmbH  gewährleistet.

11.2 Oberflächenentwässerung

Die Prüfung und Bewertung der Veränderungen der Wasserhaushaltsbilanz durch die geplante 

Nutzungserweiterung erfolgt im  Rahmen  des Entwässerungskonzeptes und der Bewertung der 

Wasserhaushaltsbilanz nach A-RW1-Erlass durch das Büro Bornholdt Ingenieure GmbH. Die we ­

sentlichen Ergebnisse sind im  folgenden dargestellt:

>Der potentiell natürliche Wasserhaushalt wird durch die geplante Nutzungs- bzw. Gebäudeerwei­

terung gemäß  Berechnungsmodell nach A-RW 1 extrem geschädigt.

Diese Ergebnisse sind jedoch reine Modellrechnungen. Zudem  gehen diese Modelle im  Bestand 

von einem  überaus naturnahen Zustand der Flächen aus. Dies ist im  vorliegenden Bebauungsplan 

jedoch nicht mehr der Fall, da sich dieser im  Bereich der Nachverdichtung befindet und dort be­

reits eine Bebauung vorhanden ist.

Die Gestaltung der Außenanlagen sollte auf eine möglichst versickerungs- und  verdunstungswirk­

same Funktion  der Flächenbefestigungen und  der Bepflanzungen ausgerichtet werden. Durch ge­

ringe Maßnahmen  bei der Geländemodellierung und mit zusätzlichen Bepflanzungen können  die 

Versickerungsanteile reduziert und  die Verdunstungsanteile erhöht werden.

(...)

Gemäß  den durchgeführten Untersuchungen, Berechnungen und Bemessungen ist eine Regen­

wasserversickerung erforderlich, da am  öffentlichen Regenwasserkanal im  gesamten Straßenab­

schnitt keine Hausanschlüsse vorhanden sind und daher davon auszugehen ist, dass im  Plange­

biet das Regenwasser komplett versickert werden kann.
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Im Rahmen  des Entwässerungsantrags bei AZV Region Heide sind die im  Bauantrag festgelegten 

Flächenbefestigungen und Versiegelungen zu ermitteln und für die tatsächlich versiegelten Flä ­

chen ist eine Bemessung der Regenwasserversickerungsanlage durchzuführen. Die Bemessung 

und  Berechnung hat dann durch den Entwurfsverfasser für die Grundstücksentwässerungsanlagen 

zu erfolgen."

11.3 Sehmutzwasserbeseitigung

Das Schmutzwasser aus dem  Plangeltungsbereich erfolgt über das bestehende öffentliche Kanal­

netz in der Theodor-Storm-Straße. Der neue Anschluss zur Schmutzwasserbeseitigung erfolgt 

über den Abwasserzweckverband der Region Heide. Sollten neue Grundstücksanschlüsse für 

Schmutzwasser notwendig sein, so sind die vorhandenen Schmutzwasseranschlüssen zurückzu­

bauen. Der neue Anschluss erfolgt über den Abwasserzweckverband der Region Heide.

11.4 Stiromveirsorgung

Die Stromversorgung erfolgt durch Anschluss an das bestehende Versorgungsnetz der Stadtwer­

ke Heide GmbH.

11.5 Telekommuräikatiosn

Die Telekommunikation  erfolgt durch Anschluss an das bestehende Telekommunikationsnetz in 

der Theodor-Storm-Straße Straße.

11.6 Äbfaübeseitigung

Die Abfallentsorgung ist durch die Satzung über die Abfall Wirtschaft im  Kreis Dithmarschen (Ab­

fallwirtschaftssatzung) geregelt und  wird im  Rahmen  einer Drittbeauftragung durch die Abfallwirt­

schaft Dithmarschen GmbH  (AWD) durchgeführt.

11.7 Bramdscihutz

Die Löschwasserversorgung für den Feuerwehreinsatz ist unter Anwendung  der DVGW Arbeits­

blätter W 405 - Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung - und  

W 331 - Hydrantenrichtlinie - bzw. gemäß  Industrierichtlinie sicherzustellen.

Für das Plangebiet ist eine Löschwasserversorgung von mindestens 96m 3/h über zwei Stunden 

dauerhaft vorzuhalten. Die Löschwasserentnahmestelle für den Erstangriff der Feuerwehr (mind. 

48 m 3/h) darf zur Sicherstellung wirksamer Löscharbeiten nicht weiter als 75 m  Luftlinie (maximal 

80-120 m  verlegte Druckschlauchleitung über eine gesicherte Wegführung) vom  jeweiligen Ob­

jekt entfernt liegen. Die gesamte Löschwassermenge muss  innerhalb eines Umkreises von 300m 

nachgewiesen werden. Die Löschwasserentnahmestellen müssen sich über Flächen der Feuer­

wehr gemäß  DIN 14090 erschließen lassen. Sie sind dauerhaft (im Winter zusätzlich von Schnee 

und Eis) frei zu halten. Die Flächen für die Feuerwehr dürfen sich nicht mit  Abstellanlagen und  

Stellplätzen überschneiden. Sie sind zu kennzeichnen und  dauerhaft freizuhalten. Sie sind im  Nah­

bereich zu dem  Löschwasserentnahmestellen herzustellen.

Die Zufahrten für die Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge müssen den Anforderungen der Landes­

bauordnung und den >Musterrichtlinien für Flächen für die Feuerwehr" genügen und  sind im  Rah­

men  der Baugenehmigungsverfahren zu beachten.

11.8 Verbot fossiler Brennstoffe

Im Plangebiet wird der Einsatz fossiler Brennstoffe zur Wärme- und Warmwasserversorgung aus­

geschlossen. Fossile Brennstoffe sind solche, die sich in Jahrmillionen aus Abbauprodulcten von 

toten Pflanzen und Tieren entwickelt haben. Die aus fossilen Energiequellen gewonnene Energie
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TEIL II - UMWELTBELANGE  

14 Einleitung

Da der vorhabenbezogene Bebauungsplans Nr. 90 nach dem  Verfahren gemäß  § 13a BauGB auf­

gestellt wird, entfallen die Verpflichtung zur Umweltprüfung, der Umweltbericht, das Monitoring 

nach § 4 c BauGB und ein Ausgleich der Eingriffe. Nach § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB sind dennoch 

die Belange des Umweltschutzes  zu prüfen und bei der Abwägung  zu berücksichtigen.

14.1 Untersuchungsraum

Der Untersuchungsraum umfasst den Plangeltungsbereich des VBP Nr. 90 und die nähere Umge ­

bung,  die von den Planungen betroffen sein könnte.

14.2 Bestandsbeschreibung

Beim  Plangebiet handelt es sich um  eine entlang der Theodor-Storm-Straße bebaute Fläche mit  

rückwärtigen untergenutzten Freiflächen. Angrenzend befindet sich eine mit  Ein- und Zweifamili­

enhäusern an der Ost-, Nord- und Westseite und Mehrfamilienhäusern an der Südseite bebaute 

Wohnsiedlung. Alle Häuser sind zweigeschossig und haben Satteldächer.

Der rückwärtige, unbebaute Grundstücksteil besteht ausschließlich aus Zierrasen. An bzw. auf der 

südöstlichen Grundstücksgrenze stehen insgesamt 17 Bäume  unterschiedlicher Arten mit  Stamm ­

durchmessern von 0,2 - 0,6 m  und  Kronendurchmessern von 4-12 m.

15 Fesügelegte Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Aufstellung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)

15.1 Faehgesetziiche Ziele

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrund­

lagen des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im  besiedelten und  

unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, 

dass

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts,

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,

3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Lebensstätten und  Lebensräume sowie

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind."

§ 15 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beein­

trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen."

Diese Ziele finden im  Rahmen  der verbindlichen Bauleitplanung über grünordnerische Festset­

zungen  Eingang in die Planung, die die Minimierung  bzw. Vermeidung von Beeinträchtigungen 

zum  Ziel haben. Das beinhaltet Anpflanzfestsetzungen und klimaschutzrelevante Festsetzungen 

wie versickerungsfähige Materialien sowie den Ausschluss von Schottergärten.

§ 15 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträchtigungen 

durch Maßnahmen  des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaß­

nahmen)  oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen).
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16.4 Schutzgut  Tieire

Die Verträglichkeit der vorliegenden Planung mit  geltendem Artenschutzrecht wurde im  Rahmen  

einer artenschutzrechtlichen Stellungnahme  untersucht (Potenzialeinschätzung sowie artenschutz­

rechtliche Stellungnahme ... - Verfasser: Dipl.-Biol. Björn Leupolt, Heidmühlen 03.11.2023).

Im Zuge der Erschließung der o.g. Baumaßnahme 

müssen insgesamt 17 Bäume  entfernt werden (s.

Abb.). Mittels einerTagesbegehung sind die Bäume  

auf einen aktuellen sowie auf Hinweise für einen zu ­

rückliegenden Besatz durch artenschutzrechtlich re­

levante Arten hin kontrolliert worden. Als arten­

schutzrechtlich bedeutende Gruppen kommen  hier 

Vögel, Fledermäuse und Insekten in Betracht. Über­

prüft wurde, ob durch das geplante Vorhaben das 

Tötungs- oder Störungsverbot nach § 44 BNatSchG 

für diese Arten eintreten könnte sowie ob Brut-,

Wohn und Zufluchtstätten von diesen Arten durch 

die geplanten Maßnahmen  beeinträchtigt werden.

Bestand

Nur wenige Bäume  weisen einen Befund auf (s. Tabelle). Die übrigen Bäume  weisen keinen Be­

fund hinsichtlich artenschutzrechtlich relevanter Arten auf.

Tabelle 1: Ergebnisse der Baumkontrolle
qTQ = potenzielles Fledermaustagesquartier; pWoQ = potenzielles Wochenstubenquartier; Sth = Stammhöhle; Asth = 

Asthöhle; BV  = Brutverdacht, VN = Vogelnest (Freibrüter)__________ ______________________________________

Baumnr. Befund Besatz / Potenzial
1 Altes VN; kl. Sth in 2m  Hölie Kein Besatz / kein Potenzial

2 Kl. Sth Kein Besatz / pTQ

3 Zwei kl. Sth Kein Besatz / pTQ

4 Sth in 1,8m Höhe Kein Besatz / pTQ

In den untersuchten Bäumen  bestehen keine Höhlen oder größere Spalten, die Potenzial für grö­

ßere Fledermaussommerquartiere (wie z.B. Wochenstubenquartiere, in denen die Aufzucht der 

Jungtiere stattfindet), Fledermauswinterquartiere oder Fortpflanzungsstätten von höhlenbrüten­

den Vogelarten besitzen. Potenzial für Fledermaustagesquartiere (Übertagungsverstecke einzel­

ner Fledermausindividuen) wurde in drei Bäumen  (siehe Tabelle 1) in kleinen Stammhöhlen  ermit­

telt.

Ein altes Vogelnest einer freibrütenden Vogelart besteht an Baum  Nr. 1. Ein aktueller Besatz durch 

Vögel oder Fledermäuse wurde nicht festgestellt. Potenzial für größere Fledermaussommerquar­

tiere (wie z.B. Wochenstubenquartiere, in denen die Aufzucht der Jungtiere stattfindet) oder Fle­

dermauswinterquartiere besitzt keiner der Bäume. In keinem  der Bäume  bestehen Vogelnester 

höhlenbrütender Vogelarten. Ein aktueller Besatz der Bäume  durch artenschutzrechtlich relevante 

Arten bestand somit nicht. Aktuelle Fortpflanzungsstätten von Eichhörnchen wurden ebenfalls 

nicht ermittelt. Auch konnten keine Hinweise für den Eremiten oder Großen Eichenbock festge­

stellt werden. Jeder der untersuchten Bäume  besitzt Potenzial für Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

freibrütender Vogelarten.

Der übrige Bereich des hinteren Grundstückes besteht überwiegend aus Rasenfläche. Hier befin­

det sich kein Potenzial für Fortpflanzungs- oder Ruhestätten artenschutzrechtlich relevanter Arten.
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